
"licher Überschuß über die Kosten nicht zu erwarten, so 
hat die Pfändung zu unterbleiben (§ 5 Abs. 3 der VO).
Zur Erhöhung des Rechtsschutzes der Bürger wurde 
auch das Sicherungsverfahren durch Arrest über das 
Vermögen des Schuldners grundlegend geändert. Die 
Sicherung kann nur beantragt werden, wenn im Einzel­
fall die Erfüllung der Geldforderung gefährdet ist. Eine 
Gefährdung liegt insbesondere dann vor, wenn gegen 
den Schuldner ein Ermittlungsverfahren gemäß § 98 
StPO eingeleitet wurde oder wenn der Schuldner Hand­
lungen begeht, die geeignet sind, die Verwirklichung 
der Geldforderung zu vereiteln oder wesentlich zu er­
schweren (§ 19 der VO). Die Erfüllung der Geldforde­
rungen gilt demnach nur dann als gefährdet, wenn exakt 
bestimmbare Voraussetzungen vorliegen. Vermutungen 
oder Verdachtsmomente reichen nicht aus. Deshalb kön­
nen Anträge auf Sicherung nur gestellt und ausgeführt 
werden, wenn die Gefährdung der Geldforderung aus­
reichend nachgewiesen wird.
In §24 Abs. 1 derVO ist festgelegt, daß die Vorschriften 
der ZPO entsprechend anzuwenden sind, wenn die VO 
keine speziellen Regelungen enthält. Das bezieht sich auf 
diejenigen Rechtsvorschriften der ZPO, die die Zwangs­
vollstreckung wegen Geldforderungen betreffen 
(§§ 803 ff.). Diese Vorschriften sind im Prinzip so anzu­
wenden, wie das durch die Gerichte bzw. deren Voll­
streckungsorgane geschieht. Das betrifft z. B. die Un­
pfändbarkeit von Sachen (§ 811), die Einstellung der 
Versteigerung (§ 812), die Anschlußpfändung (§§ 826, 
827), das Pfandrecht bei Gehaltsforderung (§ 832) und 
das Verhalten des Vollziehers bei Widerstand gegen 
Vollstreckungshandlungen (§ 758, 759). Es gibt jedoch 
Vorschriften der ZPO, in denen Handlungen oder Ent­
scheidungen des Gerichts gefordert oder vorausgesetzt 
werden, so z. B. wenn eine Pfändung zur Nachtzeit oder 
an Sonn- und Feiertagen (z. B. bei Schaustellern) durch­
geführt werden soll (§ 761 ZPO). In diesem Fall bedeutet 
die entsprechende Anwendung des § 761 ZPO, daß die 
Entscheidung des dem Leiter der Vollstreckungsstelle 
übergeordneten Leiters herbeigeführt werden muß.
Die Hinweise in §§ 10 Abs. 4 und 13 Abs. 5 der VO auf 
die Anwendung der Bestimmungen der ZPO sind im 
Rahmen des § 24 Abs. 1 der VO zu verstehen. Sie be­
treffen Rechtsvorschriften der ZPO, die sowohl für die 
Durchführung des Vollstreckungsverfahrens als auch 
für die Wahrung der Rechte der Bürger von besonderer - 
Bedeutung sind.
Soweit zu speziellen Fragen der Vollstreckung oder 
Haftung in Rechtsvorschriften außerhalb der ZPO be­
sondere — materielle und verfahrensrechtliche — Rege­
lungen enthalten sind, gelten diese entsprechend auch 
im Voll streck ungs verfahren (§ 24 Abs. 2 der VO). Das 
sind vorwiegend Rechtsvorschriften zur Regelung be­
stimmter Komplexe der Vollstreckung, wie z. B. über e 
die Vollstreckung in das Arbeitseinkommen3, oder solche, 
die im Zusammenhang mit der Regelung bestimmter 
komplexer gesellschaftlicher Verhältnisse auch Voll­
streckungs-Oder Haftungsfragen regeln. Dazu gehören 
z. B.
— die Verordnung vom 9. Juni 1955 über die Pfändung 

.von Arbeitseinkommen (GBl. I S. 429) einschließlich 
der für den Fall des Wechsels des Arbeitsplatzes des 
Schuldners geltenden Vorschriften der 2. DB vom 
12. Oktober 1965 zur VO über die Pfändung von 
Arbeitseinkommen (GBl. II S. 757),

— die Rechtsvorschriften über die Haftung der Ehe-

3 in diesem Zusammenhang ist auch beachtlich, daß die 
Pländungsverlügung nach § 11 Abs. 1 der VO als Pländungs- 
und Oberweisungsbesehluß gilt und damit den Anforderungen 
für die Lohneinbehaltung vom Nettoverdienst gemäß § 59 
Abs. 1 Buchst, a GBA entspricht.

gatten mit ihrem persönlichen bzw. gemeinschaft­
lichen Eigentum und Vermögen nach § 16 FGB,

— die Rechtsvorschriften über die Abgrenzung der 
Vermögensteile, die der Pfändung nach den §§ 11 bis 
15 der 1. DVO zum LPG-Ges. vom 27. November 1959 
(GBl. I S. 905) nicht unterliegen.

Rechtsmittel, Kosten und Gebühren

Nach § 17 Abs. 1 der VO kann der Schuldner oder 
Drittschuldner gegen die in einem Vollstreckungsver­
fahren getroffenen Entscheidungen oder durchgeführten 
Maßnahmen innerhalb einer Woche bei der Vollstrek- 
kungsstelle Beschwerde schriftlich einlegen oder zu Pro­
tokoll geben. Das Beschwerderecht des Schuldners ist 
auf die im Vollstreckungsverfahren getroffenen Ent­
scheidungen oder durchgeführten Maßnahmen be­
schränkt. Beschwerden gegen den Grund oder die Höhe 
der Zahlungsverpflichtungen können im Vollstreckungs- 
Verfahren bei der Vollstreckungsstelle nicht vorgebracht 
werden. Sie müssen vorher gegenüber dem Gläubiger 
geltend gemacht werden. Die Vollstreckungsstelle ist 
jedoch verpflichtet, solche bei ihr eingehenden Be­
schwerden dem zuständigen Organ oder der zuständi­
gen Einrichtung zuzustellen und den Schuldner bzw. 
Drittschuldner davon zu benachrichtigen. Soweit in Be­
schwerden auf offenbare Unrichtigkeiten im Vollstrek- 
kungsauftrag bzw. in der Pfändungsverfügung hinge­
wiesen wird, z. B. Additionsfehler und ähnliches, sind 
diese Mängel vor der Weiterführung der Vollstrek- 
kungsmaßnahmen zu beseitigen.
Begründete Beschwerde kann der Schuldner z. B. erhe­
ben, wenn bei ihm Bargeld gepfändet worden ist und 
er keine Quittung über den Betrag erhalten hat, wenn 
ihm durch die Vollstreckung Nachteile entstanden sind, 
die in keinem angemessenen Verhältnis zu dem zu er­
zielenden Ergebnis stehen, und wenn die Vollstreckung 
über die Deckung der .Geldforderungen und der Kosten 
des Verfahrens hinaus erfolgt ist.
Der Drittschuldner ist z. B. zur Beschwerde berechtigt, 
wenn die Pfändungsverfügung wesentliche formelle 
Mängel enthält oder wenn die Forderung unpfändbar 
bzw. teilweise unpfändbar ist.
Wird vom Drittschuldner bestritten, daß der Vollstrek- 
kungsschuldner ihm gegenüber eine Forderung hat, 
oder wird die Höhe dieser Forderung nicht anerkannt, 
so kann zunächst nur in dem Umfang vollstreckt wer­
den, in dem der Drittschuldner die Forderung aner­
kennt. Eine weitergehende Vollstreckung kann erst er­
folgen, wenn durch Entscheidung des Gerichts der Be­
stand bzw. die Höhe der Forderung rechtskräftig festge­
stellt worden . ist. Die Entscheidung des Gerichts ist 
durch den Antragsteller herbeizuführen.
Der Drittschuldner kann eine Beschwerde nicht damit 
begründen, daß die Vollstreckung gegenüber dem Voll­
streckungsschuldner unberechtigt sei, daß dieser nicht 
zur Zählung verpflichtet sei usw. Der Drittschuldner 
soll jedoch, insbesondere wenn er Lohnschuldner ist, 
den Gläubiger bzw. die Vollstreckungsstelle informie­
ren, wenn der Schuldner ihm gegenüber nachweist, daß 
er zwischenzeitlich die Forderung bezahlt hat.
Über die Beschwerde ist innerhalb einer Woche nach 
Eingang zu entscheiden. Die Entscheidung ist endgültig. 
Sie wird bei den örtlichen Räten durch das zuständige 
Ratsmitglied und bei den anderen vollstreckungsberech­
tigten Organen durch den Leiter getroffen, der dem 
Leiter der Vollstreckungsstelle übergeordnet ist (§ 17 
Abs. 2 der VO). Soweit Sachen gepfändet worden sind, 
dürfen sie bis zur Entscheidung über die Beschwerde 
nicht verwertet werden (§ 17 Abs. 3 der VO).
Hat ein Dritter an gepfändeten Geldforderungen oder
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